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Kapitel V

Bestimmungen über den Staatshaushalt 
und die Finanzen

— 1. Abschnitt

Staatshaushalt

Artikel 26

Grundsätze für die Finanzpolitik 
der Deutschen Demokratischen Republik

(1) Die öffentlichen Haushalte in der Deutschen Demokrati­
schen Republik werden von der jeweiligen Gebietskörperschaft 
grundsätzlich in eigener Verantwortung unter Beachtung der 
Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts auf­
gestellt. Ziel ist eine in die marktwirtschaftliche Ordnung einge­
paßte Haushaltswirtschaft. Die Haushalte werden in Einnahmen 
und Ausgaben ausgeglichen. Alle Einnahmen und Ausgaben 
werden in den jeweiligen Haushaltsplan eingestellt.

(2) Die Haushalte werden den Haushaltsstrukturen der Bun-. 
desrepublik Deutschland angepaßt. Hierzu werden, beginnend 
ab der Errichtung der Währungsunion mit dem Teilhaushalt 
1990, aus dem Staatshaushalt insbesondere die folgenden Berei­
che ausgegliedert:

- der Sozialbereich, soweit er in der Bundesrepublik Deutschland 
ganz oder überwiegend beitrags- oder umlagenfinanziert ist,

- die Wirtschaftsunternehmen durch Umwandlung in rechtlich 
und wirtschaftlich selbständige Unternehmen,

- die Verkehrsbetriebe unter rechtlicher Verselbständigung,

- die Führung der Deutschen Reichsbahn und der Deutschen 
Post als Sondervermögen.

Die öffentlichen Wohnungsbaukredite werden substanzgerecht 
den Einzelobjekten zugeordnet.

(3) Die Gebietskörperschaften in der Deutschen Demokrati­
schen Republik unternehmen bei Aufstellung und Vollzug der 
Haushalte alle Anstrengungen zur Defizitbegrenzung. Dazu ge­
hören bei den Ausgaben:

- der Abbau von Haushaltssubventionen, insbesondere kurzfri­
stig für Industriewaren, landwirtschaftliche Produkte und 
Nahrungsmittel, wobei für letztere autonome Preisstützun­
gen entsprechend den Regelungen der Europäischen Gemein­
schaften zulässig sind, und schrittweise unter Berücksichti­
gung der allgemeinen Einkommensentwicklung in den Berei­
chen des Verkehrs, der Energien für private Haushalte und 
des Wohnungswesens,

- die nachhaltige Absenkung der Personalausgaben im öffentli­
chen Dienst,

- die Überprüfung aller Ausgaben einschließlich der ihnen zu­
grundeliegenden Rechtsvorschriften auf Notwendigkeit und 
Finanzierbarkeit,

- die Strukturverbesserung des Bildungswesens sowie vorbe­
reitende Aufteilung nach föderativer Struktur (einschließlich 
Forschungsbereich).

Bei den Einnahmen erfordert die Defizitbegrenzung neben Maß­
nahmen des 2. Abschnitts dieses Kapitels die Anpassung bezie­
hungsweise Einführung von Beiträgen und Gebühren für öf­
fentliche Leistungen entsprechend den Strukturen in der Bun­
desrepublik Deutschland.

(4) Es wird eine Bestandsaufnahme des volkseigenen Vermögens 
vorgenommen. Das volkseigene Vermögen ist vorrangig für die 
Strukturanpassung der Wirtschaft und für die Sanierung des Staats­
haushalts in der Deutschen Demokratischen Republik zu nutzen.

Artikel 27

Kreditaufnahme und Schulden

(1) Die Kreditermächtigungen in den Haushalten der Gebiets­
körperschaften der Deutschen Demokratischen Republik wer­

den für 1990 auf 10 Milliarden Deutsche Mark und für 1991 auf 
14 Milliarden Deutsche Mark begrenzt und im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland auf die Ebenen verteilt. Für das Treuhandvermö­
gen wird zur Vorfinanzierung zu erwartender Erlöse aus seiner 
Verwertung ein Kreditermächtigungsrahmen für 1990 von 
7 Milliarden Deutsche Mark und für 1991 von 10 Milliarden 
Deutsche Mark festgelegt. Der Bundesminister der Finanzen 
der Bundesrepublik Deutschland kann bei grundlegend verän­
derten Bedingungen eine Überschreitung der Kreditobergren­
zen zulassen. '

(2) Die Aufnahme von Krediten und das Einräumen von Aus­
gleichsforderungen erfolgen im Einvernehmen zwischen dem 
Minister der Finanzen der Deutschen Demokratischen Republik 
und dem Bundesminister der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland. Gleiches gilt für die Übernahme von Bürgschaf­
ten, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen sowie für die 
Summe der in den Haushalten auszubringenden Verpflich­
tungsermächtigungen.

(3) Nach dem Beitritt wird die aufgelaufene Verschuldung des 
Republikhaushalts in dem Umfang an das Treuhandvermögen 
übertragen, soweit sie durch die zu erwartenden künftigen Erlö­
se aus der Verwertung des Treuhandvermögens getilgt werden 
kann. Die danach verbleibende Verschuldung wird je zur Hälfte 
auf den Bund und die Länder, die sich auf dem Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik neu gebildet haben, aufgeteilt. 
Von den Ländern und Gemeinden aufgenommene Kredite ver­
bleiben bei diesen.

Artikel 28

Finanzzuweisungen der Bundesrepublik Deutschland

(1) Die Bundesrepublik Deutschland gewährt der Deutschen
Demokratischen Republik zweckgebundene Finanzzuweisun­
gen zum Haushaltsausgleich für das 2. Halbjahr 1990 von 22 Mil­
liarden Deutsche Mark und für 1991 von 35 Milliarden Deutsche 
Mark. Außerdem werden gemäß Artikel 25 zu Lasten des Bun­
deshaushalts als Anschubfinanzierung für die Rentenversiche­
rung 750 Millionen Deutsche Mark für das 2. Halbjahr 1990 sowie 
für die Arbeitslosenversicherung 2 Milliarden Deutsche Mark 
für das 2. Halbjahr 1990 und 3 Milliarden Deutsche Mark für 1991 
gezahlt. Die Zahlungen erfolgen bedarfsgerecht. ,

(2) Die Vertragsparteien stimmen darin überein, daß die ge­
mäß Artikel 18 des Abkommens vom 17. Dezember 1971 über den 
Transitverkehr von zivilen Personen und Gütern zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) zu zahlende 
Transitpauschale mit Inkrafttreten dieses Vertrags entfällt. Die 
Deutsche Demokratische Republik hebt die Vorschriften über 
die in diesem Abkommen sowie in dem Abkommen vom 31. Okto­
ber 1979 über die Befreiung von Straßenfahrzeugen von Steuern 
und Gebühren geregelten Gebühren mit Wirkung für die beiden 
Vertragsparteien auf. In Abänderung der Vereinbarung vom
5. Dezember 1989 vereinbaren die Vertragsparteien, daß ab dem
1. Juli 1990 keine Einzahlungen in den Reise-Devisenfonds mehr 
geleistet werden. Über die Verwendung eines bei Einführung 
der Währungsunion noch vorhandenen Betrags der Gegenwert­
mittel aus dem Reisedevisenfpnds wird zwischen den Finanzmi­
nistern der Vertragsparteien eine ergänzende Vereinbarung ge­
troffen.

Artikel 29

Übergangsregelung im öffentlichen Dienst

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ge­
währleistet unter Beachtung von Artikel 2 Absatz 1 Satz 1, daß in 
Tarifverträgen oder sonstigen Regelungen im Bereich der öf­
fentlichen Verwaltung unter Beschränkung neuer dienstrechtli­
cher Vorschriften auf Übergangsregelungen die allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse in der Deutschen 
Demokratischen Republik und die Erfordernisse der Konsolidie­
rung des Haushalts beachtet werden. Das Bundespersonalver­
tretungsgesetz findet sinngemäß Anwendung.


